
dung einer Regierung des na
tionalen Notstandes; Beendi
gung der Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten Zy
perns, Sicherung der Unab
hängigkeit und der territoria
len Integrität; Maßnahmen zur 
Verwirklichung demokratischer 
Freiheiten für das griechische 
Volk, Zulassung und freie Be
tätigung aller Parteien und 
Organisationen; Durchsetzung 
einer selbständigen Außenpoli
tik.
Angesichts der von Tag zu Tag 
anwachsenden Opposition ge
gen das faschistische Regime 
und seiner in eine Sackgasse 
geratenen Politik sahen es die 
Junta und die hinter ihr ste
henden Kreise der in- und 
ausländischen Monopolbour
geoisie sowie der NATO für 
unumgänglich an, die Regie
rungsgewalt bürgerlichen Po
litikern zu übergeben. So 
wurde die politische Verände
rung in Griechenland mittels 
der Ablösung des faschisti
schen Regimes durch eine Re
gierung konservativer bürger
licher Politiker unter Füh
rung des Vorsitzenden der 
„National-Radikalen Union“ 
(ERE), Karamanlis, eingeleitet 
und nicht durch einen von der 
Volksbewegung direkt herbei
geführten Sturz der Junta.
Das ZK der KP Griechenlands 
unterstrich, daß die Verände
rungen in Griechenland einen 
Kompromiß zwischen den 
USA, den NATO-Partnern und 
der Junta auf der einen Seite 
und, den konservativen politi
schen Kräften des Landes auf 
der anderen Seite darstellen 
und bezwecken, echte demo
kratische Veränderungen zu 
verhindern. Das Ziel der Par
tei von Karamanlis bestehe 
darin, die Herrschaft der ein
heimischen und ausländischen 
Monopole aufrechtzuerhalten. 
Auf Grund des Drucks der 
Volksbewegung und der ver
stärkten Forderungen nach 
voller Verwirklichung demo

kratischer Rechte und Freihei
ten war die neue Regierung 
gezwungen, eine Reihe „nicht 
eingeplanter“ Zugeständnisse 
zu machen. Gleichzeitig schuf 
sie die nötigen Bedingungen 
im Rahmen des bürgerlichen 
Parlamentarismus, um die 
Interessen der in- und aus
ländischen Monopole zu si
chern. In dieser Richtung ver
liefen auch die ersten Maßnah
men der Regierung Karaman
lis. Es wurden zwar die ehe
maligen Juntaanhänger und 
ihre Exponenten von ihren 
führenden Posten in Armee, 
Polizei, in der zentralen und 
regionalen Verwaltung abge
löst, dafür jedoch Generale. 
Staatsbeamte und Politiker 
eingesetzt, die eng mit der 
Monopolbourgeoisie liiert sind 
und die Gewähr für eine kon
servative Entwicklung bieten. 
Die Regierung kam dennoch 
nicht umhin, die Verfassung 
von 1952 wiedereinzuführen, 
ein neues Wahlgesetz zu ver
abschieden, das Parteienver
bot aufzuheben, politische Ge
fangene zu entlassen und das

Unmittelbar nach der Wieder
herstellung der Legalität 
wandte sich das ZK der KP 
Griechenlands mit einer Gruß
adresse an das ganze griechi
sche Volk, in der ein Pro
gramm für den Zusammen
schluß aller demokratischen 
Kräfte zu gemeinsamen Aktio
nen unterbreitet wurde. Haupt
ziele und -forderungen waren: 
Aufhebung aller antidemokra
tischen Gesetze; allgemeine 
Amnestie für alle politischen 
Gefangenen; Rückkehrerlaub
nis für alle politischen Emi
granten ; Säuberung des Staats
apparates von Agenten der 
Junta; Bestrafung aller Schul
digen der Diktatur; Demokra
tisierung in den Gewerkschaf
ten und im Bildungswesen; 
Maßnahmen zur Verbesserung

KZ-Lager Yaros zu schließen. 
Ministerpräsident Karamanlis 
nutzte die im Zusammenhang 
mit dem Zypernkonflikt wach
sende Protestbewegung gegen 
die NATO und die USA-Stütz- 
punkte in Griechenland für 
die Stärkung seiner eigenen 
Position aus und erklärte den 
Austritt aus der Militärorga
nisation der NATO. Weiter 
kündigte er eine Überprüfung 
der Stützpunktverträge an.
Alle diese Maßnahmen konn
ten aber bei weitem nicht die 
Grundforderung des griechi
schen Volkes nach voller De
mokratisierung erfüllen. Trotz
dem ergaben sich neue Mög
lichkeiten für den verstärkten 
Kampf der demokratischen 
Kräfte, auch wenn von Anfang 
an das Streben der herrschen
den Kräfte sichtbar wurde, 
ihre Handlungsfreiheit, vor 
allem die der Kommunisten, 
weitgehend zu behindern. Mit 
der Wiederzulassung als legale 
Partei begann am 23. Septem
ber 1974 für die KP Griechen
lands eine neue Etappe des 
Kampfes.

der Lebenslage der Werktäti
gen; Aufhebung des Aus
nahmezustandes ; Durchfüh
rung freier Wahlen für eine 
konstitutionelle Nationalver
sammlung ; Durchführung einer 
unabhängigen Außenpolitik; 
völlige Herauslösung Grie
chenlands aus der NATO und 
Beseitigung aller ausländischen 
Militärstützpunkte.
Die KP Griechenlands ging 
stets davon aus, daß für einen 
erfolgreichen Kampf um De
mokratisierung und Erfüllung 
der Forderungen der Arbeiter
klasse und des ganzen werk
tätigen Volkes die Aktions
einheit der linken und ande
rer demokratischer Kräfte eine 
dringende Voraussetzung ist. 
Ein Hindernis besteht dabei 
jedoch in unterschiedlichen

Kommunisten rufen zu gemeinsamen Aktionen
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